Abwassersatzung vom 31.05.2022 mit Anderungssatzungen vom 13.12.2022, 10.12.2024,
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Gemeinde Wistenrot Landkreis Heilbronn

Satzung Uber die 6ffentliche Abwasserbeseitigung
(Abwassersatzung — AbwS)
der Gemeinde Wistenrot

Aufgrund von 8§ 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes fiir Baden-Wirttemberg (WG), 88 4
und 11 der Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemO) und 88 2, 8 Abs. 2, 11,
13, 20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes fur Baden-Wirttemberg (KAG) hat der
Gemeinderat der Gemeinde Wistenrot am 31.05.2022 folgende Satzung beschlossen:

|. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

§1
Offentliche Einrichtung

(1) Die Gemeinde Wistenrot betreibt die Beseitigung des in ihrem Gebiet angefallenen
Abwassers in jeweils selbststandigen offentlichen Einrichtungen
a) zur zentralen Abwasserbeseitigung,
b) zur dezentralen Abwasserbeseitigung.
Die dezentrale Abwasserbeseitigung wird durch besondere Satzung der Gemeinde
Uber die Entsorgung von Kleinklaranlagen und geschlossenen Gruben vom
14.11.2017 geregelt.

(2) Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vor-
nehmen lassen.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Anderung der 6ffentlichen
Abwasseranlagen besteht nicht.

§2
Begriffsbestimmungen

(1) Abwasser ist das durch hauslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonsti-
gen Gebrauch in seinen Eigenschaften verdnderte Wasser und das bei Trocken-
wetter damit zusammen abflieRende Wasser (Schmutzwasser) sowie das von
Niederschlagen aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flachen gesammelt
abflielRende Wasser (Niederschlagswasser). Als Schmutzwasser gelten auch die aus
Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abféllen austretenden und ge-
sammelten Flussigkeiten.

(2) Die zentrale offentliche Abwasserbeseitigung umfasst alle Abwasseranlagen mit dem
Zweck, das im Gemeindegebiet angefallene Abwasser zu sammeln, den Abwasser-
behandlungsanlagen zuzuleiten und zu reinigen. Offentliche (zentrale) Abwasseran-
lagen sind insbesondere die 6ffentlichen Kanéle, Anlagen zur Ableitung von Grund-
und Drainagewasser, durch die die 6ffentlichen Abwasseranlagen entlastet werden,
Regenrtckhaltebecken, Regenuberlauf- und Regenklarbecken, Retentionsboden-
filter, Abwasserpumpwerke, Klaranlagen und Versickerungs- und Rickhalteanlagen
fur Niederschlagswasser (u. a. Mulden- und Rigolensysteme, Sickermulden/-teiche/
-schachte), soweit sie nicht Teil der Grundsticksentwésserungsanlage sind, sowie
offene und geschlossene Graben, soweit sie von der Gemeinde zur offentlichen Ab-
wasserbeseitigung benutzt werden. Zu den 6ffentlichen (zentralen) Abwasseranlagen
gehort auch der Teil der Hausanschlussleitung, der im Bereich der 6ffentlichen Ver-
kehrs- und Grunflachen verlauft (Grundstiicksanschluss).



Bruno Bissinger
Schreibmaschine
Abwassersatzung vom 31.05.2022 mit Änderungssatzungen vom 13.12.2022, 10.12.2024,
16.12.2025, in Kraft ab/seit 01.01.2026


(3) Die dezentrale Abwasserbeseitigung umfasst die Abfuhr und die Beseitigung des
Schlamms aus Kleinklaranlagen sowie des Inhalts von geschlossenen Gruben ein-
schlieRlich der Uberwachung des ordnungsgemaRen Betriebs dieser Anlagen durch
die Gemeinde oder durch den von ihr nach 8§ 56 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz
(WHG) beauftragten Dritten. Zu den 6ffentlichen (dezentralen) Abwasseranlagen
gehoren alle Vorkehrungen und Einrichtungen fir die Abfuhr und die Behandlung
von Abwasser aus geschlossenen Gruben und Fakalschlamm aus Kleinklaranlagen
(Hausklaranlagen) aufR3erhalb des zu entwassernden Grundstucks.

(4) Grundstucksentwasserungsanlagen sind alle Einrichtungen, die der Sammlung, Vor-
behandlung, Prifung und Ableitung des Abwassers bis zur 6ffentlichen Abwasser-
anlage dienen. Fur den Bereich der zentralen Abwasserbeseitigung gehdren hierzu
insbesondere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und
das Abwasser dem Grundstticksanschluss zufuhren (Grundleitungen), Prifschachte
sowie Pumpanlagen bei einer Abwasserdruckentwasserung und Versickerungs- und
Ruckhalteanlagen fur Niederschlagswasser, soweit sie sich auf privaten Grund-
stiicken befinden. Fur den Bereich der dezentralen Abwasserbeseitigung gehoren
hierzu insbesondere Kleinklaranlagen (Hausklaranlagen) und geschlossene Gruben
einschlief3lich Zubehdr innerhalb des zu entwéssernden Grundstiicks.

(5) Notuberlaufe sind Entlastungsbauwerke fur aul3erplanmafige Ableitungen in den
offentlichen Kanal. Drosseleinrichtungen dienen der vergleichsmafdigen und re-
duzierten (gedrosselten) Ableitung von Abwasser in den 6ffentlichen Kanal; sie sind
so anzulegen, dass eine Einleitung nur in Ausnahmesituationen (zum Beispiel Stark-
regen) erfolgt.

II. ANSCHLUSS UND BENUTZUNG

§3
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung

(1) Die Eigentumer von Grundstucken, auf denen Abwasser anfallt, sind nach naherer
Bestimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstticke an die
offentlichen Abwasseranlagen anzuschliel3en, diese zu benutzen und das gesamte
auf den Grundsticken anfallende Abwasser der Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs.
1 und Abs. 2 WG zu Uberlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur bau-
lichen Nutzung des Grundstuicks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentimers.

(2) Die Benutzungs- und Uberlassungspflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst zur
Nutzung eines Grundstticks oder einer Wohnung berechtigten Personen.

(3) Bebaute Grundstiicke sind anzuschliel3en, sobald die fur sie bestimmten 6ffentlichen
Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. Wird die 6ffentliche Abwasseranlage
erst nach Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, so ist das Grundstick inner-
halb von sechs Monaten nach der betriebsfertigen Herstellung anzuschliel3en.

(4) Unbebaute Grundstticke sind anzuschlieRen, wenn der Anschluss im Interesse der
offentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Grinden des offent-
lichen Wohls geboten ist.



8§84
Anschlussstelle, vorlaufiger Anschluss

(1) Wenn der Anschluss eines Grundstticks an die nachste offentliche Abwasseranlage
technisch unzweckméalfiig oder die Ableitung des Abwassers Uber diesen Anschluss
fur die offentliche Abwasseranlage nachteilig ware, kann die Gemeinde verlangen
oder gestatten, dass das Grundsttick an eine andere 6ffentliche Abwasseranlage an-
geschlossen wird.

(2) Ist die fur ein Grundstuick bestimmte 6ffentliche Abwasseranlage noch nicht herge-
stellt, kann die Gemeinde den vorlaufigen Anschluss an eine andere o6ffentliche
Abwasseranlage gestatten oder verlangen.

8§85
Befreiungen

Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundsticks an die offentliche Abwasser-
beseitigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund 8§ 46 Abs.
5 Satz 1 WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange

zu befreien, als ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die offentlichen
Belange Uberwiegenden privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers
nicht zugemutet werden kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.

§6
Allgemeine Ausschlisse

(1) Von der offentlichen Abwasserbeseitigung sind sédmtliche Stoffe ausgeschlossen, die
die Reinigungswirkung der Klarwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungs-
anlagen, die Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beeintrachtigen,
die offentlichen Abwasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfahigkeit oder Unter-
haltung behindern, erschweren oder gefahrden konnen oder die den in 6ffentlichen
Abwasseranlagen arbeitenden Personen oder dem Vorfluter schaden kdnnen. Dies
gilt auch fir Flussigkeiten, Gase und Dampfe.

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen:

1. Stoffe — auch im zerkleinerten Zustand —, die zu Ablagerungen oder Verstopfun-
gen in den offentlichen Abwasseranlagen fuhren kdnnen (z.B. Kehricht, Schutt,
Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Kiichen-
abfalle, Schlachtabfélle, Haut- und Lederabfélle, Tierkdrper, Panseninhalt,
Schlempe, Trub, Trester und hefehaltige Ruckstande);

2. feuergefahrliche, explosive, giftige, fett- oder 6lhaltige Stoffe (z.B. Benzin, Heizdl,
Karbid, Phenole, Ole und Fette, Ol-/Wasseremulsionen, Sauren, Laugen, Salze,
Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut aus
Schlachtungen, mit Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe) sowie
Arzneimittel;

3. Jauche, Gille, Abgange aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke;

4. faulendes und sonst Ubelriechendes Abwasser (z.B. milchsaure Konzentrate,

Krautwasser);

. Abwasser, das schadliche oder belastigende Gase oder Dampfe verbreiten kann;

. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht;

. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe Gber den Richtwerten des
Anhangs A. 1 des aktuellen Merkblatts DWA-M 115-2, derzeit vom Februar 2013
(Herausgeber/Vertrieb: Deutsche Vereinigung fur Wasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e. V. — DWA —, Theodor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) liegen.
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Die Gemeinde kann im Einzelfall Gber die nach Absatz 2 einzuhaltenden Anforderun-
gen hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies fir den Betrieb der 6ffentlichen
Abwasseranlagen erforderlich ist.

Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absatze 1
und 2 zulassen, wenn 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der
Ausnahme im Einzelfall eine unbillige Harte bedeuten wiirde und der Antragsteller
eventuell entstehende Mehrkosten Ubernimmt.

8§87
Ausschlisse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung

Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der 6ffentlichen Abwasserbeseitigung

ausschliel3en,

a) dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder
wegen der Art oder Menge des Abwassers unverhaltnismafig hohen Aufwand ver-
ursachen wurde;

b) das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit hus-
lichen Abwassern gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann.

Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluss und die Benutzung
gestatten, wenn der Grundsttickseigentiimer die fur den Bau und Betrieb der 6ffent-
lichen Abwasseranlagen entstehenden Mehrkosten tbernimmt und auf Verlangen
angemessene Sicherheit leistet.

Schliel3t die Gemeinde in Einzelfallen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies
der Zustimmung der Wasserbehdrde (8 46 Abs. 4 Satz 2 WG).

§8
Einleitungsbeschrankungen

Die Gemeinde kann im Einzelfall die Einleitung von Abwasser von einer Vorbehand-
lung oder Speicherung abhéngig machen, wenn seine Beschaffenheit oder Menge
dies insbesondere im Hinblick auf den Betrieb der 6ffentlichen Abwasseranlagen
oder auf sonstige 6ffentliche Belange erfordert.

Fakalienhaltiges Abwasser darf in 6ffentliche Abwasseranlagen, die nicht an eine
offentliche Klaranlage angeschlossen sind, nur nach ausreichender Vorbehandlung
eingeleitet werden.

Die Einleitung von Abwasser, das der Beseitigungspflicht nicht unterliegt, bedarf

der schriftlichen Genehmigung der Gemeinde. Die Einleitung von sonstigem Wasser
(zum Beispiel Drainagewasser, Grundwasser) ist untersagt. Soweit die Einleitung von
sonstigem Wasser nach der bisherigen Abwassersatzung mit schriftlicher Genehmi-
gung der Gemeinde zulassig war, darf diese im genehmigten Umfang weitergefiihrt
werden. Die Weiterfuhrung ist ausgeschlossen, wenn sich die Gemeinde in der
schriftlichen Genehmigung eine Kundigungs-/Widerrufsmaglichkeit eingerdumt hat
und von dieser Gebrauch macht.



§9
Eigenkontrolle

(1) Die Gemeinde kann verlangen, dass auf Kosten des Verpflichteten (nach § 3 Abs. 1
und 2) Vorrichtungen zur Messung und Registrierung der Abflisse und der Beschaf-
fenheit der Abwasser sowie zur Bestimmung der Schadstofffracht in die Grundstticks-
entwasserungsanlage eingebaut oder an sonst geeigneter Stelle auf dem Grundstiick
angebracht, betrieben und in ordnungsgeméalem Zustand gehalten werden.

(2) Die Gemeinde kann auch verlangen, dass eine Person bestimmt wird, die fur die Be-
dienung der Anlage und flr die Fihrung des Betriebstagebuchs verantwortlich ist.
Das Betriebstagebuch ist mindestens drei Jahre lang, vom Datum der letzten Ein-
tragung oder des letzten Beleges an gerechnet, aufzubewahren und der Gemeinde
auf Verlangen vorzulegen.

§ 10
Abwasseruntersuchungen

(1) Die Gemeinde kann beim Verpflichteten Abwasseruntersuchungen vornehmen. Sie
bestimmt, in welchen Abstanden die Proben zu entnehmen sind, durch wen sie zu
entnehmen sind und wer sie untersucht. Fur das Zutrittsrecht gilt 8 21 Abs. 2 ent-
sprechend.

(2) Wenn bei einer Untersuchung des Abwassers Mangel festgestellt werden, hat der
Verpflichtete diese unverziiglich zu beseitigen.

§11
Grundstucksbenutzung

Die Grundstluckseigentimer kdnnen bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 93
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) durch die Gemeinde verpflichtet werden, fir Zwecke
der offentlichen Abwasserbeseitigung das Verlegen von Kanélen einschlief3lich Zubehor
zur Ab- und Fortleitung von Abwasser Uber ihre Grundstiicke zu dulden. Die Grund-
stiickseigentimer haben insbesondere den Anschluss anderer Grundstticke an die An-
schlussleitung zu ihren Grundstticken zu dulden.

I1l. GRUNDSTUCKSANSCHLUSSE, GRUNDSTUCKS-
ENTWASSERUNGSANLAGEN

8§12
Grundsticksanschlisse

(1) Grundsticksanschlisse (8 2 Abs. 2) werden ausschlie3lich von der Gemeinde her-
gestellt, unterhalten, erneuert, geéndert, abgetrennt und beseitigt.

(2) Art, Zahl und Lage der Grundstiicksanschliisse sowie deren Anderung werden nach
Anhdrung des Grundstiickseigentiimers und unter Wahrung seiner berechtigten
Interessen von der Gemeinde bestimmt. Die Gemeinde stellt die flr den erstmaligen
Anschluss eines Grundstiicks notwendigen Grundsticksanschlisse bereit; diese Ko-
sten sind durch den Teilbetrag fur den 6ffentlichen Abwasserkanal (8 33 Nr. 1)
abgegolten.
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Jedes Grundstiick, das erstmalig an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlos-
sen wird, erhalt einen Grundstiicksanschluss; werden Grundstiicke im Trennver-
fahren entwassert, gelten die beiden Anschlisse als ein Grundstticksanschluss. Die
Gemeinde kann mehr als einen Grundstticksanschluss herstellen, soweit sie es fur
technisch notwendig hélt. In besonders begriindeten Fallen (z.B. Sammelgaragen,
Reihenhauser) kann die Gemeinde den Anschluss mehrerer Grundstlcke Uber einen
gemeinsamen Grundsticksanschluss vorschreiben oder auf Antrag zulassen.

§13
Sonstige Anschlisse

Die Gemeinde kann auf Antrag des Grundstickseigentimers weitere Grundstticks-
anschlisse sowie vorlaufige oder vortibergehende Anschlisse herstellen. Als weitere
Grundstiicksanschlisse gelten auch Anschlisse fur Grundsticke, die nach Ent-
stehen der Beitragsschuld (8 34) neu gebildet werden.

Die Kosten der Herstellung, Unterhaltung, Erneuerung, Veranderung und Beseitigung
der in Absatz 1 genannten Grundsticksanschlisse hat der Grundsttickseigentiimer
der Gemeinde zu erstatten.

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der endgultigen Herstellung des Grundsticks-
anschlusses, im Ubrigen mit der Beendigung der MalRnahme. Der Erstattungs-
anspruch wird binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fallig.

8§14
Private Grundstiucksanschlisse

Private Grundsticksanschlisse sind vom Grundstlckseigentiimer auf eigene Kosten
zu unterhalten, zu andern, zu erneuern und zu beseitigen.

Entspricht ein Grundstiicksanschluss nach Beschaffenheit und Art der Verlegung den
allgemein anerkannten Regeln der Technik und etwaigen zusatzlichen Bestimmun-
gen der Gemeinde und verzichtet der Grundstickseigentiimer schriftlich auf seine
Rechte an der Leitung, so ist der Grundstticksanschluss auf sein Verlangen von der
Gemeinde zu tibernehmen. Dies gilt nicht fur Leitungen im Au3enbereich (8 35
BauGB).

Unterhaltungs-, Anderungs-, Erneuerungs- und Beseitigungsarbeiten an privaten
Grundstiicksanschlissen (Absatz 1) sind der Gemeinde vom Grundsttickseigentimer
mindestens 14 Tage vorher anzuzeigen.

§15
Genehmigungen

Der schriftichen Genehmigung der Gemeinde bedurfen

a) die Herstellung der Grundstiicksentwésserungsanlagen, deren Anschluss sowie
deren Anderung;

b) die Benutzung der offentlichen Abwasseranlagen sowie die Anderung der Benut-
zung.

Bei vorubergehenden oder vorlaufigen Anschliissen wird die Genehmigung wider-

ruflich oder befristet ausgesprochen.

Einem unmittelbaren Anschluss steht der mittelbare Anschluss (z.B. Uber bestehende
Grundsticksentwéasserungsanlagen) gleich.



(3) Aus dem Antrag mussen auch Art, Zusammensetzung und Menge der anfallenden
Abwasser, die vorgesehene Behandlung der Abwasser und die Bemessung der An-
lagen ersichtlich sein. Aul3erdem sind dem Antrag folgende Unterlagen beizufligen:

- Lageplan im Mal3stab 1:500 mit Einzeichnung samtlicher auf dem Grundstiick
bestehender Gebaude, der Stral3e, der Schmutz- und Regenwasseranschluss-
leitungen, der vor dem Grundsttick liegenden StralRenkanéle und der etwa vor-
handenen weiteren Entwasserungsanlagen, Brunnen, Gruben, usw.;

- Grundrisse des Untergeschosses (Kellergeschosses) der einzelnen anzuschliel3en-
den Gebaude im Malfistab 1:100 mit Einzeichnung der anzuschliel3enden Entwasse-
rungsteile, der Dachableitung und aller Entwasserungsleitungen unter Angabe des
Materials, der lichten Weite und der Absperrschieber oder Riickstauverschlisse;

- Systemschnitte der zu entwéassernden Gebaudeteile im Mafl3stab 1:100 in der
Richtung der Hauptleitungen (mit Angabe der Hauptleitungen und der Fallrohre, der
Dimensionen und der Geféllverhaltnisse, der Hohenlage, der Entwasserungsanlage
und des Stral3enkanals, bezogen auf Normalnull).

Die zur Anfertigung der Plane erforderlichen Angaben (Hohenlage des Stral3en-
kanals, Lage der Anschlussstelle und Ho6henfestpunkte) sind bei der Gemeinde ein-
zuholen. Dort sind auch Formulare fur die Entwasserungsantrage erhéltlich.

8§16
Regeln der Technik

Grundsticksentwasserungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. Allgemein anerkannte Regeln der
Technik sind insbesondere die technischen Bestimmungen fur den Bau, den Betrieb und
die Unterhaltung von Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die oberste
Wasserbehdrde durch offentliche Bekanntmachung einfihrt. Von den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik kann abgewichen werden, wenn den Anforderungen auf
andere Weise ebenso wirksam entsprochen wird.

8 17
Herstellung, Anderung und Unterhaltung der Grundstiicksentwéasserungsanlagen

(1) Die Grundstucksentwasserungsanlagen sind vom Grundstickseigentimer auf seine
Kosten herzustellen, zu unterhalten, zu andern, zu erneuern und nach Bedarf griind-
lich zu reinigen.

(2) Die Gemeinde kann, zusammen mit dem Grundsticksanschluss, einen Teil der
Grundstiicksentwasserungsanlage, vom Grundstiicksanschluss bis einschliel3lich des
Prifschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit entstehenden Kosten hat der
Grundstlckseigentiimer zu tragen. 8 13 Abs. 3 gilt entsprechend.

(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 150 mm Nennweite auszufuhren.
Der letzte Schacht mit Reinigungsrohr (Prifschacht) ist so nahe wie technisch még-
lich an die offentliche Abwasseranlage zu setzen; er muss stets zuganglich und bis
auf Ruckstauebene (8 20) wasserdicht ausgefuhrt sein.

(4) Wird eine Grundstiicksentwasserungsanlage — auch vortubergehend — aul3er Betrieb
gesetzt, so kann die Gemeinde den Grundstticksanschluss verschliel3en oder be-
seitigen. Die Kosten tragt der Grundstlckseigentimer. 8 13 Abs. 3 gilt entsprechend.
Die Gemeinde kann die in Satz 1 genannten Malinahmen auf den Grundstickseigen-
tumer Ubertragen.



§18
Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgerate

(1) Auf Grundsticken, auf denen Fette, Leichtflissigkeiten wie Benzin und Benzol sowie
Ole oder Olruickstande in das Abwasser gelangen kénnen, sind Vorrichtungen zur
Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehdrenden
Schlammfangen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die Ab-
scheider mit den dazugehérenden Schlammféngen sind vom Grundstiickseigentimer
in regelmafigen Zeitabstanden, dartber hinaus bei besonderem Bedarf, zu leeren
und zu reinigen. Bei schuldhafter S&umnis ist er der Gemeinde gegentber schadens-
ersatzpflichtig. Fur die Beseitigung/Verwertung der anfallenden Stoffe gelten die Vor-
schriften Uber die Abfallentsorgung.

(2) Die Gemeinde kann vom Grundstickseigentimer im Einzelfall den Einbau und den
Betrieb einer Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies flr die Ableitung des
Abwassers notwendig ist; dasselbe gilt fir Pumpanlagen auf Grundstiicken, die an
Abwasserdruckleitungen angeschlossen werden. 8§ 16 bleibt unberuhrt.

(3) Zerkleinerungsgerate fir Kiichenabfalle, Mull, Papier und dergleichen sowie Hand-
tuchspender mit Spulvorrichtung darfen nicht an Grundstiicksentwasserungsanlagen
angeschlossen werden.

§19
Aul3erbetriebsetzung von Kleinklaranlagen

Kleinklaranlagen, geschlossene Gruben und Sickeranlagen sind unverztglich aul3er
Betrieb zu setzen, sobald das Grundstiick tber eine Abwasserleitung an eine offentliche
Klaranlage angeschlossen ist. Die Kosten fir die Stilllegung tragt der Grundstiickseigen-
tumer selbst.

§ 20
Sicherung gegen Ruckstau

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstlcksentwéasserungsanlagen, insbesondere
Toiletten mit Wasserspulung, Bodenablaufe, Ausgusse, Spulen, Waschbecken, die tiefer
als die Stral3enoberflache an der Anschlussstelle der Grundsticksentwéasserung (Ruck-
stauebene) liegen, miussen vom Grundstickseigentiimer auf seine Kosten gegen Ruck-
stau gesichert werden. Im Ubrigen hat der Grundstiickseigentiimer fiir riickstaufreien
Abfluss des Abwassers zu sorgen.

8§21
Abnahme und Prufung der Grundsticksentwasserungsanlagen,
Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster

(1) Vor der Abnahme durch die Gemeinde darf die Grundstticksentwasserungsanlage
nicht in Betrieb genommen werden. Die Abnahme der Grundstlcksentwéasserungs-
anlage befreit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausfiihrenden
Unternehmer nicht von ihrer Verantwortlichkeit fur die vorschriftsmafige und fehler-
freie Ausfuhrung der Arbeiten.

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstiicksentwasserungsanlagen zu prufen. Die
Grundstuckseigentiimer und Besitzer (nach 8§ 3 Abs. 1 und 2) sind verpflichtet, die
Prifungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prifung des Ab-
wassers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgadnge zu gewahren und die sonst
erforderlichen Auskinfte zu erteilen. Von der Gemeinde beauftragte Personen durfen



Grundstiicke zur Uberwachung der Einhaltung der satzungsrechtlichen Vorschriften
und der Erfullung danach auferlegter Verpflichtungen betreten.

(3) Werden bei der Prifung der Grundstiicksentwasserungsanlagen Mangel festgestellt,
hat sie der Grundstiickseigentiimer unverzuglich zu beseitigen.

(4) Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverord-
nung des Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffen-
heit und Menge ein erheblicher Einfluss auf die 6ffentliche Abwasserbehandlungs-
anlage, deren Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewé&sser zu er-
warten ist, in einem sogenannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird
bei der Gemeinde gefuhrt und auf Verlangen der Wasserbehdrde Gbermittelt. Die
Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, der Gemeinde auf deren Anforde-
rung hin die fur die Erstellung des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben
zu machen. Dabei handelt es sich um folgende Angaben: Namen des Betriebs und
der Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, eingeleitete Abwassermenge,
Art der Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen Abwasserinhalts-
stoffe. Hierzu gehoren insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 und 7 der
Oberflachengewasserverordnung genannt sind. Die Gemeinde wird dabei die Ge-
heimhaltungspflicht von Geschéafts- und Betriebsgeheimnissen sowie die Belange
des Datenschutzes beachten.

IV. ABWASSERBEITRAG

§ 22
Erhebungsgrundsatz

Die Gemeinde erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwands fir die Anschaffung, Her-
stellung und den Ausbau der offentlichen Abwasseranlagen einen Abwasserbeitrag.
Der Abwasserbeitrag wird in Teilbetragen (8 33) erhoben.

§23
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstticke, fur die eine bauliche oder gewerbliche
Nutzung festgesetzt ist, wenn sie bebaut oder gewerblich genutzt werden kdnnen.
Erschlossene Grundsticke, fur die eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht
festgesetzt ist, unterliegen der Beitragspflicht, wenn sie nach der Verkehrsauffassung
Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung der Gemeinde zur
Bebauung anstehen.

(2) Wird ein Grundstick an die offentlichen Abwasseranlagen tatsachlich angeschlos-
sen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des
Abs. 1 nicht erfullt sind.

§ 24
Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner bzw. Schuldner der Vorauszahlung ist, wer im Zeitpunkt der
Bekanntgabe des Beitrags- bzw. Vorauszahlungsbescheids Eigentiimer des Grund-
stucks ist.



(2) Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an-
stelle des Eigentimers beitragspflichtig. Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamt-
schuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentimer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Steht das Grundsttck, Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teileigentum im Eigentum
mehrerer Personen zur gesamten Hand, ist die Gesamthandsgemeinschaft beitrags-
pflichtig.

§25
Beitragsmal3stab

Mal3stab fur den Abwasserbeitrag ist die zulassige Geschossflache. Die zulassige Ge-
schossflache wird nach MalRgabe der Bestimmungen der 88 27 bis 31a ermittelt. Bei der
Ermittlung der Geschossflache wird das Ergebnis auf zwei Nachkommastellen gerundet.
Ist die Ziffer an der dritten Nachkommastelle grol3er als vier, wird aufgerundet, andern-
falls wird abgerundet.

8 26
Grundstucksflache

(1) Als Grundstucksflache gilt:

1. bei Grundstticken im Bereich eines Bebauungsplans die Flache, die der Ermittlung
der zulassigen Nutzung zugrunde zu legen ist;

2. soweit ein Bebauungsplan oder eine Satzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 BauGB
nicht besteht oder die erforderliche Festsetzung nicht enthalt, die tatséchliche
Grundsticksflache bis zu einer Tiefe von 50 Metern von der der Erschliel3ungs-
anlage zugewandten Grundsticksgrenze. Reicht die bauliche oder gewerbliche
Nutzung Uber diese Begrenzung hinaus oder sind Flachen tatsachlich angeschlos-
sen, so ist die Grundstiickstiefe mafl3gebend, die durch die hintere Grenze der
Nutzung, zuzuglich der baurechtlichen Abstandsflachen, bestimmt wird. Grund-
stiicksteile, die lediglich die wegemalige Verbindung zur ErschlielBungsanlage
herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstlckstiefe unbertcksichtigt. Zur
Nutzung zahlen auch angelegte Grunflachen oder géartnerisch genutzte Flachen.

(2) Teilflachenabgrenzungen gemal § 31 Abs. 1 Satz 2 KAG bleiben unberlhrt.

§ 27
Ermittlung der zuldssigen Geschossflache bei Grundstiicken, fur die
ein Bebauungsplan die Geschossflachenzahl oder

Geschossflache festsetzt

(1) Als zulassige Geschossflache gilt die mit der im Bebauungsplan festgesetzten
Geschossflachenzahl vervielfachte Grundsticksflache.

(2) Setzt der Bebauungsplan die Grof3e der Geschossflache fest, gilt diese als zulassige
Geschossflache.

(3) Istim Einzelfall eine grol3ere als die nach Absatz 1 oder 2 zuldssige Geschossflache
genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.



(1)

(2)

(1)

(2)

(3)

§28
Ermittlung der zuldssigen Geschossflache bei Grundstiicken, fur die
ein Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt

Weist der Bebauungsplan statt der Geschossflachenzahl oder der Grél3e der
Geschossflache fir ein Grundstiick eine Baumassenzahl aus, so ergibt sich die zu-
lassige Geschossflache aus der Teilung der mit der Baumassenzahl vervielfachten
Grundstucksflache durch 3,5.

Ist eine grol3ere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl zuléssige
Baumasse genehmigt, so ergibt sich die zulassige Geschossflache aus der Teilung
dieser Baumasse durch 3,5.

8§29
Ermittlung der zuldssigen Geschossflache bei Grundstiicken, fur die
ein Bebauungsplan eine Grundflachenzahl oder die Grundflache und die
Zahl der Vollgeschosse oder die Hohe baulicher Anlagen festsetzt

Weist der Bebauungsplan statt einer Geschossflachen- oder Baumassenzahl oder
der Grol3e der Geschossflache fur ein Grundsttick eine Grundflachenzahl bzw. die
Groél3e der zuldssigen Grundflache und die hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse
aus, so gilt als zulassige Geschossflache die mit der Grundflachenzahl und Zahl der
Vollgeschosse vervielfachte Grundstiicksflache bzw. die mit der Zahl der Vollge-
schosse vervielfachte zulassige Grundflache.

Bestimmt der Bebauungsplan das Mal3 der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl

der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt die Hohe baulicher

Anlagen in Gestalt der maximalen Traufhdhe (Schnittpunkt der senkrechten, trauf-

seitigen AufR3enwand mit der Dachhaut) fest, so gilt als Zahl der Vollgeschosse i. S.

des Absatzes 1 das festgesetzte Hochstmal3 der baulichen Anlage geteilt durch

1. 2,7 fur die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete
(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete
und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 3,5 fur die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (Ml), Kern-
gebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sonder-
gebiete (SO) festgesetzten Gebiete.

Das Ergebnis wird auf die nachstfolgende volle Zahl gerundet, wobei Nachkomma-

stellen ab 0,5 auf die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen,

die kleiner als 0,5 sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.

Bestimmt der Bebauungsplan das Mal3 der baulichen Nutzung nicht durch die Zahl

der Vollgeschosse oder eine Baumassenzahl, sondern setzt er die Hohe baulicher

Anlagen in Gestalt der maximalen Gebaudehothe (Firsthdhe) fest, so gilt als Ge-

schosszahl das festgesetzte Hochstmal? der Hohe der baulichen Anlage geteilt durch

1. 3,0 fur die im Bebauungsplan als Kleinsiedlungsgebiete (WS), reine Wohngebiete
(WR), allgemeine Wohngebiete (WA), Ferienhausgebiete, Wochenendhausgebiete
und besondere Wohngebiete (WB) festgesetzten Gebiete und

2. 4,0 fur die im Bebauungsplan als Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (Ml), Kern-
gebiete (MK), Gewerbegebiete (GE), Industriegebiete (Gl) und sonstige Sonder-
gebiete (SO) festgesetzten Gebiete.

Das Ergebnis wird auf eine volle Zahl gerundet, wobei Nachkommastellen ab 0,5 auf

die nachstfolgende volle Zahl aufgerundet und Nachkommastellen, die kleiner als 0,5

sind, auf die vorausgehende volle Zahl abgerundet werden.



(4) Istim Einzelfall eine gro3ere als die nach Abs. 1 zulassige Grundflache bzw. héchst-
zuléssige Zahl der Vollgeschosse genehmigt, so ist diese der Ermittlung der zul&ssi-
gen Geschossflache nach Absatz 1 zugrunde zu legen.

(5) Istim Einzelfall eine groRere als die im Bebauungsplan festgesetzte Hohe baulicher
Anlagen genehmigt, so ist diese der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse nach
Absatz 2 und 3 zugrunde zu legen.

(6) Weist der Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse oder einer Baumassen-
zahl sowohl die zulassige Firsthdhe als auch die zulassige Traufhohe der baulichen
Anlage aus, so ist die Traufhdhe gemald Abs. 2 und 5 in eine Geschosszahl umzu-
rechnen.

§ 30
Ermittlung des Nutzungsmalles bei Grundsticken, fur die
keine Planfestsetzungen im Sinne der 88 27 bis 29 bestehen

(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstticken, fur die ein Bebauungsplan keine den
88 27 bis 29 entsprechenden Festsetzungen enthalt, betragt die Geschossflachen-
zahl, mit der die Grundsticksflache vervielfacht wird:

Zahl der Voll- Geschoss-
Baugebiet geschosse flachenzahl
(2) (GF2)
1. | In Kleinsiedlungsgebieten bei 1 0,3
2 0,4
2. |In reinen und allgemeinen Wohngebieten, 1 0,5
Mischgebieten und Ferienhausgebieten bei 2 0,8
3 1,0
4und 5 11
6 und mehr 1,2
3. | In besonderen Wohngebieten bei 1 0,5
2 0,8
3 11
4 und 5 1.4
6 und mehr 1,6
4. |In Dorfgebieten bei 1 0,5
2 und mehr 0,8
5. |In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten bei| 1 1,0
2 1,6
3 2,0
4 und 5 2,2
6 und mehr 2,4
6. | In Wochenendhausgebieten bei lund?2 0,2

(2) Die Art des Baugebietsi. S. von Abs. 1 ergibt sich aus den Festsetzungen des Be-
bauungsplans. Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht oder die Art des Baugebiets
nicht festlegt, richtet sich die Gebietsart nach der auf den Grundsticken in der nahe-
ren Umgebung Uberwiegend vorhandenen Nutzung. Lassen sich Grundstticke nach
der Eigenart ihrer naheren Umgebung keinem der genannten Baugebiete zuordnen,
so werden die fur Mischgebiete geltenden Geschossflachenzahlen zugrunde gelegt.



3)

(4)

(5)

(1)

(2)

(1)

(2)

(1)

Der Berechnung der hochstzulassigen Geschossflachenzahl wird als zulassige Zahl
der Vollgeschosse

1. die in einem Bebauungsplan festgesetzte héchstzulassige Zahl der Vollgeschosse,
2. soweit keine Zahl der Vollgeschosse festgesetzt ist,

a) bei bebauten Grundstiucken die Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen
Geschosse,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken, die Zahl der auf den Grund-
stiicken der ndheren Umgebung Uberwiegend vorhandenen Geschosse
zugrunde gelegt.

Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO; zugrunde zu legen ist im Falle
des Satzes 1 Nr. 1 die im Zeitpunkt der Beschlussfassung tiber den Bebauungsplan,
im Falle des Satzes 1 Nr. 2 in der zum Zeitpunkt der Beitragsentstehung geltenden
Fassung der LBO.

Bei Grundstticken mit Gebauden ohne ein Vollgeschoss gilt als Geschossflache
die tatsachlich vorhandene Baumasse geteilt durch 3,5, mindestens jedoch eine
Geschossflachenzahl von 0,2.

Ist in Féllen des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 im Einzelfall eine héhere Geschoss-
zahl genehmigt, so ist diese zugrunde zu legen.

§31
Ermittlung der zuldssigen Geschossflache bei Grundstiicken im Aul3enbereich

Im AulRenbereich (8 35 BauGB) gilt als zul&dssige Zahl der Vollgeschosse die Hochst-
zahl der tatsachlich vorhandenen bzw. genehmigten Geschosse. Dabei werden die
fur Mischgebiete geltenden Geschossflachenzahlen zugrunde gelegt.

Als Geschosse gelten Vollgeschosse i. S. der LBO in der zum Zeitpunkt der Beitrags-
entstehung geltenden Fassung. Bei Grundstiicken mit Gebauden ohne ein Vollge-
schoss gilt als Geschossflache die tatsachlich vorhandene Baumasse geteilt durch
3,5, mindestens jedoch eine Geschossflachenzahl von 0,3.

§ 31a
Sonderregelungen

Bei Stellplatzgrundstiicken und bei Grundsticken, fur die nur eine Nutzung ohne Be-
bauung zul&ssig ist oder bei denen die Bebauung nur untergeordnete Bedeutung hat,
wird die Grundstucksflache mit einer Geschossflachenzahl von 0,2 vervielfacht.

Fur Gemeinbedarfs- oder Grunflachengrundstiicke, deren Grundstuicksflachen auf-
grund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu einem untergeordneten Teil mit
Gebauden Uberdeckt werden sollen bzw. Gberdeckt sind (zum Beispiel Friedhofe,
Sportplatze, Freibader, Kleingartenanlagen), gilt eine Geschossflachenzahl von 0,3.

§32
Nachveranlagung, weitere Beitragspflicht

Von Grundstiickseigentimern, fir deren Grundstiick eine Beitragsschuld bereits ent-
standen ist oder deren Grundstticke beitragsfrei angeschlossen worden sind, werden
weitere Beitrage erhoben,

1. soweit die bis zum Inkrafttreten dieser Satzung zulassige Geschossflachenzahl
oder Geschossflache bzw. genehmigte hohere Geschossflache tberschritten oder
eine grolRere Geschossflachenzahl oder Geschossflache allgemein zugelassen
wird;



2. soweit in den Féllen des § 31 eine hdhere Zahl der Vollgeschosse zugelassen
wird,;

3. wenn das Grundstiick mit Grundstticksflachen vereinigt wird, fir die eine Beitrags-
schuld bisher nicht entstanden ist;

4. soweit Grundstticke unter Einbeziehung von Teilflachen, fir die eine Beitrags-
schuld bereits entstanden ist, neu gebildet werden.

(2) Wenn bei der Veranlagung von Grundstiicken Teilflachen gemalR § 26 Abs. 1 Nr. 2
dieser Satzung und 8 31 Abs. 1 Satz 2 KAG unberlcksichtigt geblieben sind, entsteht
eine weitere Beitragspflicht, soweit die Voraussetzungen fir eine Teilflachenabgren-
zung entfallen.

§33
Beitragssatz

Der Abwasserbeitrag setzt sich zusammen aus:
Teilbeitrage je gm Geschossflache (8§ 25)
1. fir den offentlichen Abwasserkanal 4,29 €

2. fur den mechanisch-biologischen Teil des Klarwerks 2,76 €

§34
Entstehung der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht:

1. in den Fallen des § 23 Abs. 1, sobald das Grundstick an den 6ffentlichen Kanal
angeschlossen werden kann;

2. in den Fallen des 8§ 23 Abs. 2 mit dem Anschluss, frihestens jedoch mit dessen
Genehmigung;

3. in den Fallen des 8§ 33 Nr. 2, sobald die Teile der Abwasseranlagen fur das Grund-
stiick genutzt werden kénnen;

4. in den Fallen des 8 32 Abs. 1 Nr. 1 und 2 mit der Erteilung der Baugenehmigung
bzw. dem Inkrafttreten des Bebauungsplans oder einer Satzung i. S. von 8§ 34 Abs.
4 Satz 1 Nr. 2 und 3 BauGB;

5. in den Féllen des 8§ 32 Abs. 1 Nr. 3, wenn die Vergrof3erung des Grundstticks im
Grundbuch eingetragen ist;

6. in den Féllen des 8§ 32 Abs. 1 Nr. 4, wenn das neugebildete Grundstick im Grund-
buch eingetragen ist;

7.in den Féllen des 8§ 32 Abs. 2, mit dem Wegfall der Voraussetzungen fur eine Teil-
flachenabgrenzung nach 8§ 26 Abs. 1 Nr. 2 dieser Satzung und 8 31 Abs. 1 Satz 2
KAG, insbesondere mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes oder einer
Satzung gemal § 34 Abs. 4 Satz. 1 BauGB, der Bebauung, der gewerblichen
Nutzung oder des tatséachlichen Anschlusses von abgegrenzten Teilflachen,
jedoch frihestens mit der Anzeige einer Nutzungsanderung gemaf 8 46 Abs. 7.

(2) Fur Grundstucke, die schon vor dem 01.04.1964 an die offentlichen Abwasser-
anlagen hatten angeschlossen werden kénnen, jedoch noch nicht angeschlossen
worden sind, entsteht die Beitragsschuld mit dem tats&chlichen Anschluss, frihe-
stens mit dessen Genehmigung.

(3) Fur mittelbare Anschlusse gilt 8 15 Abs. 2 entsprechend.



§35
Vorauszahlungen, Falligkeit

(1) Die Gemeinde erhebt Vorauszahlungen auf die Teilbeitrdge nach 8 33 Nr. 2 und 3
in Héhe von 80 Prozent der voraussichtlichen Teilbeitragsschuld, sobald mit der
Herstellung des Teils der 6ffentlichen Abwasseranlagen begonnen wird.

(2) Der Abwasserbeitrag (Teilbeitrag) und die Vorauszahlungen werden jeweils einen
Monat nach Bekanntgabe des Abgabenbescheids fallig.

8§ 36
Ablbésung

(1) Die Gemeinde kann, solange die Beitragsschuld noch nicht entstanden ist, mit dem
Beitragsschuldner die Ablésung des Abwasserbeitrags (Teilbeitrags) vereinbaren.

(2) Der Betrag einer Ablosung bestimmt sich nach der Hohe der voraussichtlich ent-
stehenden Beitragsschuld (Teilbeitragsschuld); die Ermittlung erfolgt nach den
Bestimmungen dieser Satzung.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Abldsung besteht nicht.

V. ABWASSERGEBUHREN

§ 37
Erhebungsgrundsatz

(1) Die Gemeinde erhebt fir die Benutzung der 6ffentlichen Abwasseranlagen Abwasser-
gebuhren.

(2) Fdur die Bereitstellung eines Zwischenzahlers gemald § 41 Abs. 2 wird eine Z&hler-
gebuhr gemal § 42a erhoben.

8 38
Gebihrenmalflistab

(1) Die Abwassergebiihren werden getrennt fur die auf den Grundstiicken anfallende
Schmutzwassermenge (Schmutzwassergebuhr, 8§ 40) und fur die anfallende Nieder-
schlagswassermenge (Niederschlagswassergebuhr, § 40a) erhoben.

(2) Bei sonstigen Einleitungen (8 8 Abs. 3) bemisst sich die Abwassergebiihr nach der
eingeleiteten Schmutzwasser- bzw. Wassermenge.

8 39
Gebuhrenschuldner

(1) Schuldner der Abwassergebuhren (8 37 Abs. 1) und der Zahlergebuhr (8 37 Abs. 2)
ist der Grundstuickseigentimer. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des Grund-
stiickseigentimers Gebihrenschuldner. Beim Wechsel des Gebuhrenschuldners
geht die Gebiihrenpflicht mit Beginn des auf den Ubergang folgenden Kalendermo-
nats auf den neuen Gebuhrenschuldner Uber.

(2) Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.



§ 40
Bemessung der Schmutzwassergebuhr

(1) Bemessungsgrundlage fur die Schmutzwassergebthr im Sinne von 8§ 38 Abs. 1 ist:

1. die dem Grundstick aus der 6ffentlichen Wasserversorgung zugefiihrte Wasser-
menge;

2. bei nichtoffentlicher Trink- oder Brauchwasserversorgung die dieser entnommene
Wassermenge;

3. im Ubrigen das auf den Grundstiicken anfallende Niederschlagswasser, soweit es
als Brauchwasser im Haushalt oder im Betrieb genutzt wird.

Bei sonstigen Einleitungen (8 8 Abs. 3) ist Bemessungsgrundlage die eingeleitete

Wasser-/Schmutzwassermenge.

(2) Ist kein Wasserzéhler eingebaut, so erhebt die Gemeinde die Jahresverbrauchs-
menge pauschal aufgrund der zuletzt bekannt gemachten amtlichen Statistik des
Statistischen Landesamtes Baden-Wirttemberg (StaLA) Uber die 6ffentliche Wasser-
versorgung\Wasserabgabe an Letztverbraucher\Haushalte\taglich pro Kopf multi-
pliziert mit 365 Kalendertagen. Dabei werden alle Personen bertcksichtigt, die am
30.06. des Verbrauchsjahres polizeilich gemeldet sind. Die Statistik ist Giber das Inter-
netangebot des StalL A einzusehen und wird auf Verlangen dem Jahresgebuhren-
bescheid beigelegt.

(3) Bei sonstigen Einleitungen (8 8 Abs. 3) sowie bei nichtoffentlicher Wasserversorgung
(Absatz 1 Nr. 2) und bei der Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser im
Haushalt oder Betrieb (Absatz 1 Nr. 3) muss der Nachweis dieser Mengen durch
Messung eines besonderen Wasserzahlers erbracht werden, der den eichrechtlichen
Vorschriften entspricht. Zwischenzahler werden auf Antrag des Grundstiickseigen-
tumers von der Gemeinde zum Selbsteinbau ausgegeben; sie stehen im Eigentum
der Gemeinde und werden vom Grundstiickseigentiimer abgelesen. Die 88 21 Abs. 2
und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung finden entsprechend Anwendung.

(4) Bei der Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser im Haushalt (Abs. 1
Nr. 3) wird, solange keine geeigneten Messeinrichtungen angebracht sind, als ange-
fallene Abwassermenge eine Pauschalmenge von 10 cbm/Jahr und Person zugrunde
gelegt. Dabei werden alle Personen beriicksichtigt, die am 30.06. des Verbrauchs-
jahres polizeilich gemeldet sind.

8§ 40a
Bemessung der Niederschlagswassergebuhr

(1) Bemessungsgrundlage fir die Niederschlagswassergebuhr (8 38 Abs. 1) sind die be-
bauten und dariber hinaus befestigten (versiegelten) Flachen des an die offentliche
Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstiicks, von denen Niederschlags-
wasser unmittelbar oder mittelbar den 6ffentlichen Abwasseranlagen zugefuhrt wird.
Mal3gebend fur die Flachenberechnung ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungs-
zeitraumes; bei erstmaliger Entstehung der Gebuhrenpflicht der Zustand zum Zeit-
punkt des Beginns des Benutzungsverhaltnisses.

(2) Die versiegelten Flachen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter Bertcksich-
tigung des Grades der Wasserdurchlassigkeit fur die einzelnen Versiegelungsarten
wie folgt festgesetzt wird:



a) Vollstandig versiegelte Flachen: 1,0
z.B. Dachflachen, Asphalt, Beton, Bitumen

b) Stark versiegelte Flachen: 0,6
z.B. Pflaster, Platten, Verbundsteine, Rasenfugenpflaster
c) Wenig versiegelte Flachen: 0,3

z.B. Kies, Schotter, Schotterrasen, Rasengittersteine,

Porenpflaster, Grindacher
Fur versiegelte Flachen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach
Buchstaben a) bis c), die der vorliegenden Versiegelung in Abhangigkeit vom
Wasserdurchlassigkeitsgrad am nachsten kommit.

(3) Grundstucksflachen, von denen Niederschlagswasser tber eine Sickermulde, ein

Mulden-Rigolensystem oder eine vergleichbare Anlage mit gedrosseltem Ablauf oder
mit Notluberlauf den 6ffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen zugefihrt wird, wer-
den mit dem Faktor 0,15 bertcksichtigt. Dieser Faktor ist auf den nach Abs. 2 er-
mittelten Wert anzuwenden.

(4) Flachen, die an Zisternen ohne Uberlauf in die 6ffentlichen Abwasserbeseitigungs-

anlagen angeschlossen sind, bleiben im Rahmen der Geblhrenbemessung unbe-

riicksichtigt. Fur Flachen, die an Zisternen mit Uberlauf in die 6ffentlichen Abwasser-

beseitigungsanlagen angeschlossen sind, gilt Folgendes:

a) bei Regenwassernutzung ausschlie3lich zur Gartenbewasserung werden die
Flachen um 8 gm je cbm Fassungsvolumen reduziert;

b) bei Regenwassernutzung im Haushalt oder Betrieb werden die Flachen um 15 gm
je cbm Fassungsvolumen reduziert.

Satze 1 und 2 gelten nur fur Zisternen, die fest installiert und mit dem Boden ver-

bunden sind sowie ein Mindestfassungsvolumen von 1 cbm aufweisen. Die Reduzie-

rungen sind auf den nach Abs. 2 ermittelten Wert anzuwenden.

8§41
Absetzungen

(1) Wassermengen, die nachweislich nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen einge-

leitet wurden, werden auf Antrag des Gebuhrenschuldners bei der Bemessung der
Schmutzwassergebuhr (8§ 40) abgesetzt. In den Fallen des Abs. 2 erfolgt die Abset-
zung von Amts wegen.

(2) Der Nachweis der nicht eingeleiteten Frischwassermengen soll durch Messung eines

3)

(4)

besonderen Wasserzahlers (Zwischenzahlers) erbracht werden, der den eichrecht-
lichen Vorschriften entspricht. Zwischenzahler werden auf Antrag des Grundstticks-
eigentimers von der Gemeinde zum Selbsteinbau ausgegeben; sie stehen im Eigen-
tum der Gemeinde und werden vom Grundstickseigentimer abgelesen. Die 88 21
Abs. 2 und 3, 22 und 23 der Wasserversorgungssatzung finden entsprechend An-
wendung.

Wird der Nachweis Uber die abzusetzende Wassermenge nicht durch einen
Zwischenzahler gemal Absatz 2 erbracht, bleibt von der Absetzung eine Wasser-
menge von 20 cbm/Jahr ausgenommen.

Wird bei landwirtschaftlichen Betrieben die abzusetzende Wassermenge nicht durch
einen Zwischenzéahler nach Absatz 2 festgestellt, werden die nichteingeleiteten
Wassermengen pauschal ermittelt. Dabei gilt als nicht eingeleitete Wassermenge i. S.
von Absatz 1 je Vieheinheit bei Pferden, Rindern, Schafen, Ziegen und Schweinen
15 cbm/Jahr. Diese pauschal ermittelte nicht eingeleitete Wassermenge wird um die
gemald Absatz 3 von der Absetzung ausgenommene Wassermenge gekuirzt und von
der gesamten verbrauchten Wassermenge abgesetzt. Die dabei verbleibende
Wassermenge muss fir jede fur das Betriebsanwesen polizeilich gemeldete Person,



(5)

(1)
(2)
3)

(4)

(5)

(6

(1)
(2)

(1)

(2)

3)

die sich dort wahrend des Veranlagungszeitraums nicht nur voriibergehend aufhalt,
mindestens 40 cbm/Jahr fUr die erste Person und fiir jede weitere Person mindestens
35 cbm/Jahr betragen. Der Umrechnungsschlissel fur Tierbestande in Vieheinheiten
zu 8 51 des Bewertungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Fir den Vieh-
bestand ist der Stichtag malRgebend, nach dem sich die Erhebung der Tierseuchen-
beitrage fur das laufende Jahr richtet.

Antrage auf Absetzung nicht eingeleiteter Wassermengen sind bis zum Ablauf eines
Monats nach Bekanntgabe des Gebihrenbescheids zu stellen.

8§42
Hohe der Abwassergebthren, unterjahrige Gebuhrenanpassung

Die Schmutzwassergebuhr (8§ 40) betragt je com Abwasser 4,04 €.
Die Niederschlagswassergebuhr (8 40a) betragt je gm versiegelte Flache 0,51 €.

Die Gebuhr fur sonstige Einleitungen (8 8 Abs. 3) betragt je com Abwasser oder
Wasser 4,27 €.

Beginnt oder endet die gebuhrenpflichtige Benutzung in den Féllen des § 40a
wahrend des Veranlagungszeitraumes, wird fur jeden Kalendermonat, in dem die
Gebuhrenpflicht besteht, ein Zwdlftel der Jahresgebihr angesetzt.

Andern sich die Gebiihrensitze innerhalb eines Veranlagungszeitraumes, so wird der
fur den neuen Schmutzwassergebihrensatz mafl3dgebliche Verbrauch zeitanteilig be-
rechnet.

Bei der Anderung des Niederschlagswassergebiihrensatzes innerhalb eines Veran-
lagungszeitraumes werden die fir den neuen Niederschlagswassergebiihrensatz
maf3geblichen versiegelten Flachen mit dem Zwadlftelanteil berechnet, der dem Zeit-
anteil ab dem Anderungszeitpunkt entspricht.

§ 42a
Zahlergebuhr

Die Zéahlergebuhr geman § 37 Abs. 2 betragt 15 €/Jahr.

Bei der Berechnung der ZahlergebUhr wird der Monat, in dem der Zwischenzahler
erstmals eingebaut oder endgultig ausgebaut wird, je als voller Monat gerechnet.

§43
Entstehung der Gebihrenschuld

In den Fallen des 8§ 38 Abs. 1 und § 42a Abs. 1 entsteht die Gebuhrenschuld fur ein
Kalenderjahr mit Ablauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Be-
nutzungsverhaltnis vor Ablauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebthren-
schuld mit Ende des Benutzungsverhéltnisses. Die Zahlergebtihr geman § 42a wird
fur jeden angefangenen Kalendermonat, in dem auf dem Grundsttick ein Zwischen-
zahler vorhanden ist, erhoben.

In den Fallen des 8 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebuhrenschuld fur den bisherigen
Grundstiickseigentimer mit Beginn des auf den Ubergang folgenden Kalendermo-
nats; fir den neuen Grundstiickseigentimer mit Ablauf des Kalenderjahres.

In den Fallen des 8§ 38 Abs. 2 entsteht die Gebuhrenschuld bei vorubergehender Ein-
leitung mit Beendigung der Einleitung, im Ubrigen mit Ablauf des Veranlagungszeit-
raumes.



(1)

(2)
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(4)

(1)

(2)

(1)

(2)

4) Die Gebuhrenschuld gemal3 § 38 Abs. 1 sowie die Vorauszahlung gemaf 8
44 ruhen auf dem Grundstick bzw. dem Erbbaurecht als 6ffentliche Last (8 13 Abs. 3
I. V. mit § 27 KAG).

8§44
Vorauszahlungen

Solange die Gebuhrenschuld noch nicht entstanden ist, sind vom Gebiihrenschuldner
Vorauszahlungen zu leisten. Die Vorauszahlungen entstehen mit Beginn des Kalen-
dervierteljahres. Beginnt die Gebuhrenpflicht wahrend des Veranlagungszeitraumes,
entstehen die Vorauszahlungen mit Beginn des folgenden Kalendervierteljahres.

Jeder Vorauszahlung ist ein Viertel des zuletzt festgestellten Jahreswasserver-
brauchs bzw. ein Viertel der zuletzt gemal3 § 40a festgestellten versiegelten Grund-
stuicksflache und ein Viertel der Jahreszahlergebuhr (8§ 42a) zugrunde zu legen. Bei
erstmaligem Beginn der Gebuhrenpflicht werden der voraussichtliche Jahreswasser-
verbrauch und der Zwolftelanteil der Jahresniederschlagswassergebihr geschétzt.

Die fur den Veranlagungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden auf die
Gebuhrenschuld fur diesen Zeitraum angerechnet.

In den Fallen des 8§ 38 Abs. 2 entfallt die Pflicht zur Vorauszahlung.

§ 45
Falligkeit

Die Benutzungsgebihren sind innerhalb eines Monats nach Zugang des Gebuhren-
bescheids zur Zahlung fallig. Sind Vorauszahlungen (8§ 44) geleistet worden, gilt dies
nur, soweit die Gebuhrenschuld die geleisteten Vorauszahlungen ubersteigt. Ist die
Gebuhrenschuld kleiner als die geleisteten Vorauszahlungen, wird der Unterschieds-
betrag nach Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids durch Aufrechnung oder Zurtick-
zahlung ausgeglichen.

Die Vorauszahlungen gemal § 44 werden mit Ende des Kalendervierteljahres zur
Zahlung fallig.

VI. ANZEIGEPFLICHT, HAFTUNG, ORDNUNGSWIDRIGKEITEN

§ 46
Anzeigepflicht

Binnen eines Monats sind der Gemeinde der Erwerb oder die Veraul3erung eines an
die offentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstiicks anzuzeigen. Ent-
sprechendes gilt beim Erbbaurecht oder einem sonstigen dinglichen baulichen
Nutzungsrecht. Anzeigepflichtig sind der Verauf3erer und der Erwerber.

Binnen eines Monats nach Ablauf des Veranlagungszeitraumes hat der Geblhren-

schuldner der Gemeinde anzuzeigen

a) die Menge des Wasserverbrauchs aus einer nicht6ffentlichen Wasserversorgungs-
anlage;

b) das auf dem Grundstiick gesammelte und als Brauchwasser genutzte Nieder-
schlagswasser (8 40 Abs. 1 Nr. 3);

c) die Menge der Einleitungen aufgrund besonderer Genehmigung (8 8 Abs. 3).



(3) Binnen eines Monats nach dem tatséchlichen Anschluss des Grundstiicks an die
offentliche Abwasserbeseitigung hat der Gebuhrenschuldner die Lage und Grél3e der
Grundstiicksflachen, von denen Niederschlagswasser den offentlichen Abwasseran-
lagen zugefuhrt wird (8 40a Abs. 1), der Gemeinde in priffahiger Form mitzuteilen.
Kommt der Gebuhrenschuldner seinen Mitteilungspflichten nicht fristgerecht nach,
werden die Berechnungsgrundlagen fur die Niederschlagswassergebuhr von der
Gemeinde geschatzt.

(4) Praffahige Unterlagen sind Lageplane im Malf3stab 1:500 oder 1:1000 mit Eintrag der
Flursticksnummer. Die an die 6ffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen
Grundsticksflachen sind unter Angabe der in 8 40a Abs. 2 aufgefiihrten Versiege-
lungsarten und der fir die Berechnung der Flachen notwendigen Mal3e rot zu kenn-
zeichnen. Die Gemeinde stellt auf Anforderung einen Anzeigevordruck zur Ver-
fugung.

(5) Andert sich die versiegelte gebiihrenpflichtige Flache nach § 40a, ist die Anderung
innerhalb eines Monats der Gemeinde anzuzeigen.

(6) Unverzuglich haben der Grundstiickseigentiimer und die sonst zur Nutzung eines
Grundstlcks oder einer Wohnung berechtigten Personen der Gemeinde mitzuteilen:
a) Anderungen der Beschaffenheit, der Menge und des zeitlichen Anfalls des
Abwassers;
b) wenn gefahrliche oder schadliche Stoffe in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
gelangen oder damit zu rechnen ist.

(7) Binnen eines Monats hat der Grundstickseigentimer der Gemeinde mitzuteilen,
wenn die Voraussetzungen fur Teilflachenabgrenzungen gem. 8 26 Abs. 1 Nr. 2
dieser Satzung und 8§ 31 Abs. 1 Satz 2 KAG entfallen sind, insbesondere abge-
grenzte Teilflachen gewerblich oder als Hausgarten genutzt, tatsachlich an die offent-
liche Abwasserbeseitigung angeschlossen oder auf ihnen genehmigungsfreie bau-
liche Anlagen errichtet werden.

(8) Wird eine Grundsticksentwéasserungsanlage, auch nur voribergehend, aul3er Be-
trieb gesetzt, hat der Grundstiickseigentiimer diese Absicht so friihzeitig mitzuteilen,
dass der Grundstiicksanschluss rechtzeitig verschlossen oder beseitigt werden kann.

(9) Wird die rechtzeitige Anzeige schuldhaft versaumt, so haftet im Falle des Absatzes 1
der bisherige Gebiihrenschuldner fir die Benutzungsgebuhren, die auf den Zeitpunkt
bis zum Eingang der Anzeige bei der Gemeinde entfallen.

8§47
Haftung der Gemeinde

(1) Werden die offentlichen Abwasseranlagen durch Betriebsstérungen, die die
Gemeinde nicht zu vertreten hat, vortiibergehend ganz oder teilweise aul3er Betrieb
gesetzt oder treten Méangel oder Schaden auf, die durch Rickstau infolge von Natur-
ereignissen wie Hochwasser, Starkregen oder Schneeschmelze oder durch Hem-
mungen im Abwasserablauf verursacht sind, so erwachst daraus kein Anspruch auf
Schadensersatz. Ein Anspruch auf ErmaRigung oder auf Erlass von Beitragen oder
Gebuhren entsteht in keinem Fall.

(2) Die Verpflichtung des Grundstickseigentimers zur Sicherung gegen Rickstau (8 20)
bleibt unberihrt.

(3) Unbeschadet des § 2 des Haftpflichtgesetzes haftet die Gemeinde nur fir Vorsatz
oder grobe Fahrlassigkeit.



§48
Haftung der Grundstuckseigentimer

Die Grundstuckseigentimer und die Benutzer haften fiir schuldhaft verursachte Schéaden,
die infolge einer unsachgemalfen oder den Bestimmungen dieser Satzung wider-
sprechenden Benutzung oder infolge eines mangelhaften Zustands der Grundsttucksent-
wasserungsanlagen entstehen. Sie haben die Gemeinde von Ersatzansprichen Dritter
freizustellen, die wegen solcher Schaden geltend gemacht werden.

§ 49
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 142 Abs. 1 GemO handelt, wer vorsatzlich oder fahr-
lassig

1.
2.

10.

11.

entgegen § 3 Abs. 1 das Abwasser nicht der Gemeinde Uberlasst;

entgegen § 6 Abs. 1, 2 oder 3 von der Einleitung ausgeschlossene Abwasser
oder Stoffe in die 6ffentlichen Abwasseranlagen einleitet oder die fur einleitbares
Abwasser vorgegebenen Richtwerte Uberschreitet;

entgegen § 8 Abs. 1 Abwasser ohne Vorbehandlung oder Speicherung in 6ffent-
liche Abwasseranlagen einleitet;

entgegen § 8 Abs. 2 fakalienhaltiges Abwasser ohne ausreichende Vorbehand-
lung in offentliche Abwasseranlagen einleitet, die nicht an eine 6ffentliche Klar-
anlage angeschlossen sind;

entgegen 8§ 8 Abs. 3 sonstiges Wasser oder Abwasser, das der Beseitigungs-
pflicht nicht unterliegt, ohne besondere Genehmigung der Gemeinde in 6ffentliche
Abwasseranlagen einleitet;

entgegen § 12 Abs. 1 Grundstiicksanschlisse nicht ausschlief3lich von der
Gemeinde herstellen, unterhalten, erneuern, &ndern, abtrennen oder beseitigen
lasst;

entgegen § 15 Abs. 1 ohne schriftliche Genehmigung der Gemeinde eine Grund-
sticksentwasserungsanlage herstellt, anschliel3t oder andert oder eine offentliche
Abwasseranlage benutzt oder die Benutzung andert;

die Grundstucksentwasserungsanlage nicht nach den Vorschriften des § 16 und
des 8 17 Abs. 1 und 3 herstellt, unterhélt oder betreibt;

entgegen § 18 Abs. 1 die notwendige Entleerung und Reinigung der Abscheider
nicht rechtzeitig vornimmt;

entgegen § 18 Abs. 3 Zerkleinerungsgerate fur Kiichenabfalle, Mull, Papier und
dergleichen oder Handtuchspender mit Spulvorrichtungen an seine Grund-
stiicksentwasserungsanlage anschliel3t;

entgegen § 21 Abs. 1 die Grundsticksentwasserungsanlage vor der Abnahme in
Betrieb nimmt.

(2) Ordnungswidrig im Sinne von 8§ 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich
oder leichtfertig den Anzeigepflichten nach § 46 Abs. 1 bis 7 nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig nachkommt.



VIl. UBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

850
Inkrafttreten

(1) Soweit Abgabenanspriche nach dem bisherigen Satzungsrecht bereits entstanden
sind, gelten anstelle dieser Satzung die Satzungsbestimmungen, die im Zeitpunkt
des Entstehens der Abgabeschuld gegolten haben.

(2) Diese Satzung tritt am 01.07.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwassersatzung vom
15.11.2011 (mit allen spateren Anderungen) aul3er Kratft.

Wistenrot, den 31. Mai 2022

gez. Waolf,
Blrgermeister

Hinweis:

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung
fur Baden-Wirttemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektro-
nisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenuber der
Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begriinden
soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften tiber die Offentlichkeit der
Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.

Ausgefertigt:
Wstenrot, 01. Juni 2022

Wolf
Blrgermeister





